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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

- Drucksachen 1274, 2714, 2941 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Sabel 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag In seiner 172. Sitzung am 15. No- 
vember 1956 beschlossene Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
— Drucksachen 1274, 2714 — wird nach Maßgabe der in der An- 
lage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Nr. 1, 2 und 7, 
über die Nr. 3 und 4 sowie 
über die Nr. 5 und 8 b 
jeweils gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 12. Dezember 1956 
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Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 


1. § 53 Abs. 1 Satz 2 

§ 53 Abs. 1 Satz 2 erhält eingangs folgende 
Fassung: 

„Der Bundesminister für Arbeit erläßt nach 
Anhörung des Verwaltungsrats durch Rechts- 
verordnung nähere Bestimmungen über . . .“ 

2. § 67 Abs. 2 

§ 67 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nadi Anhörung des Verwaltungsrats durch 
Reditsverordnung Vorschriften über die Ge- 
bührenerhebung, insbesondere über die Vor- 
aussetzungen, über die Höhe und Fälligkeit 
der Gebühren und die Zahlungspflichtigen 
Personen.“ 

3. § 110 Abs. 2 Nr. 2 

§110 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. bei Arbeitslosen mit zwei oder mehr An- 
gehörigen, für die ein Ansprudi auf Fa- 
milienzusdilag besteht.“ 

4. § HO Abs. 2 Nr. 3 

§110 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen. 


5. § 116 f Abs. 1 Sätze 4 und 5 

In § 116 f Abs. 1 werden die Sätze 4 und 5 
gestrichen. 

6. § 177 Abs. 2 

§ 177 Abs. 2 am Ende wird durch folgenden 
Satz ergänzt: 

„Auf die Rückforderung soll ferner im Falle 
der Nummer 3 verzichtet werden, wenn und 
soweit die Rückforderung mit Rücksicht auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfän- 
gers nicht vertretbar wäre.“ 

7. § 219 b 

In § 219 b werden vor den Worten „§ 54 
Abs. 2“ die Worte „§ 53 Abs. 1,“ und nach 
den Worten „§ 67 Abs. 1“ die Worte „und 2“ 
eingefügt. 

8. Artikel X — Schlußvorschriften — (§ 10 
Abs. 1) 

a) § 10 Abs. 1 Satzl erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. April 1957 in 
Kraft.“ 

b) In § 10 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„§ 116 f Abs. 1 Satz 5,“ gestrichen. 
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